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3. Rechnungswesen und Controlline
Gerrit Brösel
Euchfüh run g und Bitranzierun g der K,rankenhäuser
im Krankenhaus am Rande der Stadt G in Mecklenburg_r,ro*o.-em ist Fierr R flirdas 
_externe Rechnungswesen verantwortlich. Das Krankenhaus i t ein Eigenbetriebder Siadt G, weiche Träger des Kiankenhauses ist. Das Krankenhaus erbringt sowohl
statlonäre als auch teilstationäre Leistungen. Diese werden nach den Vorschriften derBundespflegesatzverordnung (Bpflv) abgerechner und vergütet. Das IGankeniraus istlaut Feststellungsbescheid des Landessozialministeriums it 230 planbetten rm Kran-kenhausplan des Landes benicksichtigt und wird nach dem Krankenhausfinanzie_
rungsgeserz (KHG), der verordnung über die pauschale Kiankenhausfinanzierung
s owie dem Gesunciheitsstrukrurges etz (GS G) öffenrlich gefördefr.
Ende Januar 1997 erhält das Krankenhaus vom Land rvlecklenburg-vorpommern
einen Fördermirteibescheid gemäß $ 29 Landeskrankenhausgesetz deslandes Meck_lenburg-vorpomrnern {LiaHG M-v) und g 14 GSG: Für den Bau und die Einrichtune
eines neuen hochmodemen operahonstraktes auf dem berriebseigene" c*"crni.i
werden dem Krankenhaus Einzerfordermitter in Höhe ,ron öNI 20.000.000,00
bervilligt. Die Summe teilt sich auf in DM 12.000.000,00 fi.ir das Gebäude und jeweils
DM 200.000,00 für die Erstausstarhrng mit 40 klinischen Großgeräten. NIit Fertig_
steilung des Gebäudes im lvlai 199g wird der Kauftreis (uvitz.ooo.o00.00) zurZahlung an den Bauträger - ohne Sicherheitseinbehalt - sofon ftillig. Das Gebäude
yil9 !b..t die betriebsgewöhniiche Nutzungsdauer von 50 Jahren abgeschrieben.
schiießlich werden im Juii 1998 für den Trakt die 40 geplanten Großgerfte geiiefert,
flir die Herr R unverzüglich die Zahrung anrveist. Die betriebsgewohnl]che Nutzungs-
dauer der technischen.A,nlagen beträgtjeweils 20 Jahre.
Das Krankenhaus empfüngt weiterhin im Februar 199g für die Erhaitung und wie-derherstellung von Einrichtungs- und Ausstattungs gegenständen mit einei Nurzungs-
dauer von drei bis 15 Jahren einen Fördermittehescheid über pauschalfordermittel
frir 1998 in Höhe von DM 2.g00.000,00. Diese werden in vier greichhohen Jahres-
raten ausgezahlt. Aufgrund der im April 199g durchgeführten lorderfühigen Arbeiten
werden DM 60.000,00 der im März 1998 erhaltenen ersten Rate verbraucht. Die
Bezahlung der Rechnungen erfolgt mit Abschiuß der Arbeiten.
Nach ärztlicher untersuchung wird den meisten patienten die Möglichkeit gewährr,
die weihnachtsfeiertage und den Jahreswechsei bei ihren Familien zu verbringen.
Herr R erhält im Januar 1999 aus der Patientenverwaltung die Mitternachtsstatistik.
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Hieraus ist ersichtlich, daß in der Nacht zum 1. Januar 1999 nur noch foigende Pa-
tienten im Krankenhaus liegen: PatientA wurde am 13.Dezember 1998 mit einem
akuten Bauch (Appendizitis) in das Krankenhaus eingeliefert. Er ist am darauf-
folgenden Tag operiert (otTen-chirurgische Appendekomie) und aufgrund von Kom-
plikationen bei der Wundheiiung erst am 2. Januar 1999 entlassen worden. Patien-
tin B wurde am 30. Dezember 1998 (mit einer Cholezystolithiasis) fi.ir eine Gallen-
operation (offen-chirurgische Chole4vstektomie), die am Neujahrstag durchgefühn
wurde, eingeliefert und am 8. Januar 1999 entlassen. Parientin c lag mit Kreislauf-
beschwerden zur Beobachtung im Kranlcenhaus. Sie rvurde am 25. Dezember i998
eingelietbn und am 15. Januar 1999 in das Krankenhaus der Stadt S verlegt. Die
Parienten Ä und B lagen während ihres Krankenhausaufenthaltes auf der Chirureie.
Patientin C auf der Inneren Medizin.
In der Pflegesatzvereinbarung für 1998 wurde zlvischen dem Krankenhaus- und dem
Sozialleistungsträger für das Kiankenhaus nach Minderung um den Betag gemäß
Beirragsentlastungseesetz ein Gesamtbudget nach $ i Abs. 1 tsPflV in Höhe von
DM29.647.945,00 vereinbart. Dieser Betrag unterteilt sich in die Eriöse aus den
Basis- und AbteilungspflegesAtzen (DM24.505.650,00), aus Fallpauschalen
(DM.1.785.285,00) sowie aus Sonderentgeiten (DNI 357.010,00). Tatsächlich ermii-
teit Herr R flir 1998 Erlöse aus den Pflegesätzen i  Höhe von DM 25.534.561,-72,
Eriöse aus Fallpauschalen mit einem Betrag von DM 5.006.965,39 sowie Erlöse aus
Sonderentgelten von DNI 375.983,11. Der Bestand an unfertigen Leistungen erhöhte
sich im Vergleich zum Voqjahr um DN4 260,97.
Die Essenversorgung (Zubereitung und Ausgabe) im Krankenhaus wird derzeit durch
eigenes Personal erbracht. Lediglich der Küchenchef. der Gourmet-Koch K, wird
durch das benachbarte 4-Sterne-Hotel 
,eestellt. Die Lebensmittel .vercien durch das
Krankenhaus eibst beschafft .
Im Laufe des Geschäftsjahres 1998 und bei der Erstellung des Jahresabschlusses zum
Bilanzstichtag steht Herr R vor folgenden Fragen:
Aufgabe
a) Nach welchen rechtlichen Grundlagen muß Herr R den Jahresabschluß für das
Krankenhaus zum 31. Dezember 1998 erstellen? Dehnieren Sie vor diesem Hin-
tergrund den Anwendungsbereich der Krankenhaus-Buchführungsverordnung
(KHBV). Erläutern Sie kurz das dualistische Finanzierungssystem gemäß $ 4
KHG! Wodurch wird buchungstechnisch gewährleistet, daß der eintretende Wer-
teverzek des durch Fördermittei f,rnanzierten abnutzbaren Anlagevermögens
erfolgsneutral b eibt?
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b) Charakterisieren Sie zunächst die Einzelforderung! Gehen Sie davon aus, daß es
sich bei den be'riillisten Einzeifördermitteln um eine Festbetragsforderung han-
deltl Ersteilen Sie fiir diese Fördervariante ciie Buchungssätze bei Zugang des Be-
scheides, Durchfi.ihrung der Investirion und Auszahlung der Förciermittel sowie
Abscirreibung des Gebäudes! Hintveise: Auf die Angabe von Jahresabschlußbu-
chungen kann hier und im folgenden verzichtet werden. Zur Vereint'achung be-
nicksichtigen Sie im Beispiel bei der Abschreibung fiir Gebäude die volle Jahres-
abschreibung! Die Einbuchung von Verbindlicirkeiten aus Lieferungen und Lei-
stungen erfolgte dabei schon durch Herrn R.
c) Abvandlung: Nunmehr wurden die Einzelfördermittel im Rahmen einer Darle-
hensJi)rdentng ewährt. Die Buchungssätze für die Investition in das Gebäude
sind bereits durch den bis iuni 1998 anwesenden Prakikanten P gebucht worden.
Herr R muß nunmehr die Buchungen für die technischen,Anlagen erstellen. Geben
Sie die Buchungssätze für den Zugang des Bescheides, die Dariehensaufnahme
durch den K-rankenhausträger. die Tiigung und Zinszahlung des Krankenhauses an
die Bank sowie für die Erstath.rns des Kapitaldienstes durch die zugesagten För-
dermittel und die Abscbreibung der technischen Aalagen an! Hintveise: Gehen Sie
davon aus, daß das am im Juli 1998 aufgenommene Ratendariehen über
DM 8.000.000,00 eine Laufzeit von 20 Jahren und einen Nominalzins .ron 6,00 9./o
p. a. besitzt! Die Höhe der jeweils am Jahresende ftilligen Darlehenstiigung ent-
spricht der Höhe der Abschreibungen der finanzierten Vermögensgegenstände.
Am Jahresende 1998 wird somit der Kapitaldienst für ein halbes Jahr füllig. Bei
Zugängen des beweglichen Anlaeevermögens oll von cier steuerlichen Verein-
fachungsregeiung der R 44 Abs. 2 Einkommensteuerrichtiinie (EStR) Gebrauch
gemacht wercien: Auf Zugänge im ersten Haibjak wird die vol1e und auf Zugänge
im zweiten Halbjahr die halbe Jai-resabsckeibung venechnet.
d) Erklären Sie die Finanzierung mit Hilfe von Pauschalfördermitteln! Buchen Sie
für Herm R den Zugang des Bescheides, die Auszahlung der ersten Jahresrate so-
wie die Durchführung der Erhalh-rngs- und Wiederhersteilungsarbeiten der Ein-
richtungs- und Ausstattungsgegenstände! Wie geht Herr R mit noch nicht verwen-
deten pauschalen Fördermitteln um?
e) Skizzieren Sie die Herrn R am 31. Dezember 1998 zur Verfügung stehenden Ab-
rechnungsmögiichkeiten von allgemeinen Krankenhausieistungenl Unterscheiden
Sie dabei in tagesgleiche Pflegesätze, Fallpauschalen und Sonderentgelte! Eriäu-
tem Sie die unrerschiedlichen ivlöglichkeiten der biianziellen Benicksichtigung
von Leistungen, die an den sogenannten Lherliegem, Patienten welche über den
Biianzstichtag hinaus im Krankenhaus verbleiben, erbracht worden sind! Erkiären
Sie die Zuordnung zu unfertigen Leistungen sowie zu Forderungen aus Lieferun-
gen und Leistungen! Ordnen Sie die Patienten den jeweiligen .{brechnungs- sowie
Bilanzierungsmöglichkeiten zul Herrn R stehen hierfür - unter Berücksichtigung
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des von der iGankenhausgesellschaft Mecklenburg-Vorpommern und den Sozial-
versicherungsträgern festgelegten Punknrertes für Personal- und Sachkosten -
folgende Daten zur Verfügung:
Tages-)Basi DM 120.00
(Tages-)Abteiiungspflegesatz für die Innere Medizin
(Taees-)Abteilunqsplleeesatz ffjr die Chirurgie
DM 280,00
DIvI 290.00














DM 5 .150 ,00
19 Tage
11 .38  Tage
DM 1.600.00
Hinweise'. Die durchschniuliche Verweildauer ist eine Angabe aus dem Leistungs-
und Kostenabrechnungsbogen (LI(A) und entspricht der der Bewertungsrelation
zugrundegeleglen Verweildauer. Zur Kalkulation noch anfailencier Kosten berück-
sichtigt Herr R diese durchschnittliche Verweiidauer. Die Henn R nach dem Ab-
schlußstichtag vor Erstellung des Jahresabschlusses bekanntgewordenen Informa-
tionen, wie z.B. die Hauptdiagnosen und Entlassungsdaten, sind als wertaufhel-
lende Tatbestände zu betrachten. Eine Berechnung des Wertansatzes ist nicht er-
forderlich.
Während der Erstellung des Jahresabschlusses vergleicht Herr R die Ist-Erlöse mit
den budgetierten Erlösen gemäß der Pflegesatzvereinbarung fi.ir i998. Was muß er
beachten, wenn zwischea den geplanien und den realisierten Erlösen Differenzen
bestehen? Bestimmen Sie die möglichen Abschiußbuchungenl Ermitteln Sie die
Verbin,ilichkeit des Krankenhauses gemäß $ 12 Abs. 4 und $ 11 Abs. 8 BPflVI
Der neue kaufrn,innische Geschäftsfrihrer des KrankenJrauses i t bestrebt, die Es-
senversorgung des Krankenhauses rleu zu organisieren. Er steht dabei in Ver-
handlung mit zrvei Fast-Food-Catedng-Untemehmen. Als Alternative I bietet das
Untemehmen McSick an. in den hankenhauseigenen Räumiichkeiten die Essen-
versorgung durch eigenes Personai zu übernehmen und die Lebensmittel selbst zu
beschaffen. Burger Ill hingegen ist bereit, als Alternative II, das gesamte Personal
zu gestellen. Die Lebensmittelbeschaffirng soll dabei weiterhin in den Händen des
Krankenhauses bieiben. Die Entscheidung über die zukünftige Organisation der
Essenversorgung obliegt dem Geschäftsführer. der diese nach eiaigen Testwochen
und nach Einholung der erforderlichen Genehmigungen f?illen möchte' Er bittet
zuvor Herrn R sich Gedanken über die Abbildung der Alternativen in der Gewtnn-
und Verlustrechnung zu machen. Legen Sie diese kurz dar und gehen Sie auch auf
den Ausweis der derzeitigen Situation ein!
s l
E ttc hfuhrun g u n d B i I anz i e nm g d e r K ;' anke n h öus e r
Lösung
a) Herr R hat den Jahresabschluß der winschaftlichen Einheit Krankenhaus nach den
Vorschriften der KäBV aufzustellen. Der Geitungsbereich der KHBV ist im $ 1 der-
seiben dehniert. Soweit die stationären und teilstarionären Leistungen von Kianken-
häusern nach den vorschriften der BPflV vergütet werden, fallen demnach - unab-
hängig von ihrer rechtlichen Selbständigkeit unci ihrer Rechtsform- a1le Kranken-
häuser in den Anwendungsbereich der KHBV'
Zum einen sind in der KHBV Speziaivorschriften der Krankenhausrechnungslegung
und -buchführung sowie die Kosten- und Leistungsrechnung der Krankenhäuser kodi-
frztert, zum anderen verweist die KHBV auf die Vorschriften des Handeisgesetz-
buches (HGB) un<i des Einflihrungsgesetzes zum HGB. Bei Krankenhä,usem in der
Rechtsform eines Eigenbetriebes erfordert die KHBV insbesondere die libernahme
der flir alle Kaufleute geltenden Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und Bi-
lanzierung (Erster Abschnitt des Driften Buches des HGB), die Vermittlung eines den
tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-' Finanz- und
Ert ragslage($264Abs.2HGB)sowiedasVerbotbzw.dieBeschränkungvonSon.
aerausctrreitungen ($ 279 HGB). Krankenhäuser in der R.echtsform von Kapitalge-
sellschaften haben hingegen neben den vorschnften der KHBV die Regelungen des
HGB uneingeschränkt zu beachten.
Darüber hinaus hat l{err R weitere rechtsformspezifische und landesrechtliche vor-
schriften - die Satzung des Eigenbetriebes, die Eigenbetriebsverordnung des Landes
Mecklenburg_vorpommern (EigVO M-V) sowie das LI(HG lvl-V - als R.echtsgrund-
lagen heranzuziehen. Tangiert *ita ai. Arbeit des Herrn R bei der Erstellung des Jah-
resabschiusses durch das Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG)'
Gemäß $ 4 KHG werden Kiankenhäuser wirtschaftlich gesichert. indem einerseits die
investititnskosten durch öffentliche Förderung übemommen werden und sie anderer-
seits leistungsgerechte Erlöse aus Pflegesätzen sowie vergütungen flir vor- und nach-
stafionäre Behandlung und fiir ambulantes operieren erhalten. Das hier kodifizierte
dualistische Finanzierungssystem bedingt, daß der werteverzehr des Allagevermö-
gens grundsätzlich nicht iber Emage aus Benutzungsentgeiten finanziert werden soll'
Das ftir Krankenhauszwecke rforderiiche abnutzbare Anlagevermögen wird somit in
der Regel durch Fördermittei nach dem KIIG finanziert; die laufenden Beh-iebskosten
trägt hingegen der Benutzer' In Höhe der zur Anschaffung von Vermögensgegen-
stä;den des .A.nlagevermögens erhaltenen Fördermittel nach dem KHG' Zurveisungen
und Zuschüssen der otfÄtlichen Hand, die nicht auf dem KHG beruhen, sowie
Zuweisungen Dritter sind gemäß $ 5 Abs' 2 und 3 KHBV auf der Passivseite der
Bilanz korrespondierende S-on,lerposten zu bilden. Diese Sonderposteü sind jährlich'
in Höhe der anteiiigen Abschreibungen aufdie korrespondierenden Vermögensgegen-
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stände, aufzulösen, rvodurch der eintretende Werteverzehr des Anlagevermögens
erfo I gsneutral bleibt.
b) Bei der Eüuelfircierung werden gemäß $ 29 LI(HG M-V und Art. 14 GSG För-
dermittel für betriebsnotwendige investitionen mii einer Nutzungsdauer von mehr ais
i5Jahren bewilligt. Dabei müssen die Nettokosten eines einzelnen Vorhabens
DM 100.000,00 übersteigen. Bei der Festbe*agsforderung rverden die Fördermittel
gemäß der Angaben im Fördermitteibescheid nach Mittelabruf ausgezahlt. Durchge-
fiihrte Investitionen können, eine zeitnahe Auszahlung vorausgesetzt, mit den ausge-
zahlten Fördermitteln bezahlt werden.
Hinweis'. Für die eindeutige Zuordnung werden in den dargestellten Buchungssätzen
die jeweilig angesprochenen Kontengruppen (KGr.) angegeben.
Grundsätziich sind unter den Forderungen ach dem Krankenhausfinanzierungsrecht
alle Fördermittei auszuweisen, die bewilligI wurden, aber noch nicht ausgezahlt sind.
Die Verbindlichkeiten nach dem Krankenhausfinanzierungsrecht entsprechen den
bewilligten, aber noch nicht zweckentsprechend verwendeten Fördermineln. Die Be-
willigung der Fördermittel im Januar 1997 verbucht Herr R deshalb mittels folgender
Buchungssätze:
Per Forderungen nach dem Kranken- an Erlräge aus Fördermrfteln nach DM 20.000.000
hausfinanzierungsrecht (KGr. i5) dem KHG (KGr. a6)
Per Aufuendungen aus der Zuführung an Verbindlicirkeiten nach dem DM 20.000.000
zu Sonderposter/Verbindlicirkeiten K;ankenhausfinanzierungsrecht
nach dem KHG und aufGrund son- {KGr. 35)
stiger Zurvendungen zur Finanzie-
rung des .\nlagevermögens
iKGr.75)
Bei Auszahlung der Fördermittel werden die Forderungen nach dem Krankenhausfi-
nanzierungsgeserz in entsprechender Höhe gegengebucht. Nach zuveckentsprechender
Verwendung der Förciermittel werden die Verbindlichkeiten erfolgsneutral in den
Sonderposten aus Fördennitteln nach dem KHG umgegiiedert. Nach der Investition in
die technischen Anlagen im neuen Operationssaal veranlaßt Herr R den Mirtelabruf
und verbucht demzufolge die Investition sowie den Eingang der Fördermittel durch
folgende Buchungen:
Per Betnebsbauten (KGr. 01)
Per Guthaben bei Kreditinstih:ten
(KGr.  13)
Per Verbindlichkeiten nach dem Kran-
kenhausfi nanzrerun gsrecht
(KGr .35 )
an Guthaben bei Kreditinstrhrten
(KGr. 1-r)
an Forderungen nach dem Kranken-
hausfi nanzierungsrecht
(KGr.  ls)
an Sonderposten aus Zuwendungen
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Die Sonderposten werden bei Zuwendungen zur Finanzierung des .{nlage.rermögens
in Höhe der Restbuchrverte der tinanzierten Vermögensgegenstände ausgewiesen. Die
Auflösung des Sonderpostens erlbigt in Höhe der Abschreibungen auf cias nrit För-
dermifteln finanzierte Anlagevermögen, wodurch die Erfolgsneurralität gewährleistet
wird. Die Abschreibung der Sachanlagen und die Auflösung des Sonderpostens über
den Zeitraum von 50 Jafuen erfolgen durch I-{errn R mit den jäiuiich zu benlcksichti-
genden Abschreibungen und fol genden Buchungssätzen:
Per Abschreibungen auf Sachaniagen
(KGr. 76)
an Betriebsbauten (KGr. 01)
Per Sonderposten aus Zurvendulgen zur an Erträge a.us der.A.uf1ösung von DM 240.000
Finanzierungdes.{nlagevermögens SonderpostewVerbindlichkeiten
(KGr. 22) nach dem KHG und auf Grund
sonstlger Zuwendutgen zur Finan-
zierung des Älla geverrnö gens
(KGr.49)
c) Bei der Darlehensförderung nimmt - beim hier vorliesenden Eigenbetrieb - der
Träger des Krankenhauses e.in Darlehen auf und leistet cien Kapitaidienst. Um eine
sparsame, zrveckenisprechende und wirtschaftliche Verwendung der Fördermittel zu
gewährieisten, müssen vor Aufnahme des Darlehens fünf Finanzierungsangebote von
verschiedenen Banken eingeholt werden. Anstelle von Zuschüssen wird gemäß $ I
Nr. 3 b i. V.m. $ 9 Abs. 1 KHG ciie Erstafhrng des Kapitaldienstes (Verzinsung, Til-
gung und Verwaltungskosten) der Dariehen, die für die Investirionen autgenommen
worden sind, gewährt. Die Förderung erfolgt also in der Weise, daß der vom Dar-
lehensnehmer an die Bank zu zahlende Kapitaldienst durch den Zuwendungsgeber er-
staftet wird. Hinweis: Bei kommunalen Kranlcenhäusem ist auch vor ciem Hintergrund
der gemäß $ 53 HGrG erforderlichen Sorgfait und Ordnungsmäßigkeit der Geschäfts-
firhrung auf eine sparsame, zweckentsprechende und wirtschaftliche Verwendung von
Fördermitteln zu achten.
Die Bewilligung der Fördermittel wird analog der Festbehagsförderung verbucht.
weil auch hier davon auszugehen ist. daß das Krankenhaus mit Eingang des Förder-
mitteibescheides inen Rechtsanspruch auf die bewiiliglen Fördermittei erhält.
Die l{reditaufrrahme durch den Krankenhausträger und die Invesfitionen verzeichnet
Herr R in der Buchhaltung des Krankenhauses durch die drei dargestellten Buchungs-
sätze:
Per Guthaben bei Kreditinstituten
(KGr. 13)
Per Technische Artiagen (KGr.06)
DM 240.000
an Verbindlichkeiten gegenüber K-re- DM 8.000.000
dirinstituten IKGr. 34)
an Guthaben bei Kreditinsriruten Dlvl 8.000.000
(KGr.  l3)
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Per VerbindlichkeitennachdemKran- an SonderpostenausZuwendungen 8.000.000,00
kenlausfinanzier-ungsrecht zur Finanzienrng des .\nlagever-
(KGr.35) mögens (KGr. 22)
Nuo entrichtet Herr R den Kapitaldienst an die Bank und ruft in dieser Höhe die ent-
sprechenden Mittel vom Zuwendungsgeber ab. Gezahlte Zinsen und Tilgungsraten
werden anschließend urch die zugesagten Fördermittei erstattet:
Per Zinsen und ähnliche Aufuendungen an Guthaben bei Kreditinstituten DM 240.000
(I(Gr.74) (KGr. 13)
Per VerbindlichkeitengegenüberKre- an GuthabenbeiKreditinstituten DM200.000
ditinsrituten (KGr.34) (KGr. 13)
Per Guthaben bei Kreditinstituten an Sonstige Zinsen und ähnliche Er- DM 240.000
(KGr. 13) bäge (KGr. 51)
Per Guthaben bei Kreditinstrnrten an Forderungen nach dem Kranken- DM 200.000
(KGr. 13) hausfinanzterungsrecht (KGr. 15)
Für die Abschreibungen der technischen Anlagen und zur Auflösung des Sonder-
posten berüclsichtigt Herr R tblgende Buchungssätze:
Per AbsciueibungenaufSachanlagen an TechnischeAalagen(KGr.06) DM200.000
(KGr.76)
Per SonderpostenausZuwendungenztrr an ErrägeausderAuflösungvon DM100.000
FinanzrerungdesAnlageveimögens SonderposteniVerbindlichkeiten
KGr. 221 nach dem KHG und auf Grund
sonstiger Zuwendungen zru Finan-
zipn,n o .lec Aalagevermögens
Ac'.;r) -
d) Pauschaie Fördermittel werden einerseits für die Wiederbeschalfirng von soge-
nannten kurzfi:istigen Anlagegütern (durchschnittlich Nutzungsdauer drei bis 15 Jah-
re) und andererseits ftir die Erhaitung, Wiederherstellung und Verbesserung von Ein-
richtungs- und Ausstath-rngsgegenständen mit gleicher Nutzungsdauer gervährt. Fer-
ner stehen Fördergelder für weitere, nach $ 30 LKHG M-V förderungsftihige Investi-
tionen zur Verfügung. Bei den Fördermögiichkeiten dürfen die Nettokosten eines
Vorhabens DM 100.000,00 nicht überschreiten. Die Förderung erfolgt durch feste
jähriiche Pauschalbeträge. Für die Bemessungsgrundlage lten die Vorschriften des
$ 30 Abs. 1 LKHG M-V. Die Bewilligung und die Berechnung der Pauschalforder-
mittel erfolgen gemäß Verordnung über die pauschale Krankenhausfordenrng
(PauschKHFO).
Die Buchungen der Bewilligung von Fördermitteln in Höhe von DM 2.800.000,00
gleichen denen der Einzelförderung.
Im N[ärz 1998 kann Herr R den Eingang von Fördermitteln über DfvI 700.000,00 ver-
buchen:
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Anschließend werden die ersten förderfühigen Instandhaliungsarbeitea durchgeführt
und die entsprechenden Rechnungen bezahlt. Für pauschaie Fördermittel, die nicht
für aktivierungsi-iihige Aufwendungen gewährt werden, ist kein Sonderposten aus
Fördermitteln nach dem KliG zu bilden:
Per Guthaben bei Kreditrnstiruten
(KGr. 1-r)
Per Instandhalh:ng (KGr. 72)
Per Verbindlicir.keiten nach dem Kran-
kenhausfi nanzierun gsrecht
(KGr .35 )
an Forderungen nach dem Kranken- DM 700.000
hausfinanzrerungsrechr (KGr. I 5)
an Guthaben ber Kreditinstituten
[KGr. 13)
DM 60.000
an Erträge aus der Auflösung von DM 60.000
SonderposteoVerbrndlichkeiten
nach dem KHG und aufGrund
sonstiger Zuwendungen zur Finan-
zieun g des Anlagevermö gens
t l (Gr.49)
Noch nicht verwendete pauschaie Förciermittel sind zinsgünstig anzuiegen. Zinsen
aus diesen Finanzanlagen verringern in den Folgejahren die Höhe der zugesaglen pau-
schalen Fördermittel. Im Hinblick auf die rvirtschaftliche Verwendung der Förder-
mittel sollte auf eine Anlage verzichtet werden, wenn es temporär möglich ist, die
Höhe der Inanspruchnahme ines Betr-iebsmitteikredites zu verringern. Die Schuld-
zinsen aus dem Betriebsbereich, die den Pflegesatz belasten, werden somit gemindert.
Im Verwendungsnachweis für die Fördermittei soilten kaikuiatorische Zinsen in Höhe
der opporh:nen kurzfristigen Geldaniage berücksichtiS werden; entsprechend erhöht
sich der Zinsaufwand frir die Pflegesatzkalkuiation.
e) Die ailgemeinen Krankenhausleistungen nach $ 13 BPflV werden durch für aile
Benutzer einheitliche tagesgleiche Pjlegesätze (Basis- und AbteilungspJlegesat:) ab-
gerechnet. Bei allgemeinen Krankenhausieistungen, die an Ülberiiegern erbracht wer-
den, wird von einer ratierlichen Realisierung der entsprechenden Leistung ausgegan-
gen. Durch das Krankenhaus werden Zwischenrechnungen erstellt. Die bis zum Bi-
lanzsrichtag erbrachten Leistungen werden somit der kassenärztlichen Vereinigung
(KV) unter Benicksichtigung nachfolgender Formei in Rechnung gestellt sowie unter
den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen aktiviert. Als Berechnungstage sind
der Aufirahmetag und jeder weitere Tag des Krankenhausaufenthaltes zu benicksich-
tigen. Der Veriegungs- oder Entlassungstag wird nur bei teilstationärer Behandlung
berechnet.
Leistungsforderung: (Basispflegesatz + Abteilungsptlegesatz) ' Berechnungstage
Leistungsforderungen betreffen zum Biianzstichtag erbrachte und abrechenbare
Leistungen, die nach dem Biianzstichtag bezahlt werden. Unerheblich ist dabei, ob
die Abrechnung dieser Leistungen schon voriiegt. Für den Jahresabschiuß werden die
an üiberliegern erbrachten Leistungen, welche die tagesgleichen Pflegesätze betref-
und Bt.lanzterunq der Krankenhäus er
fen, taggenau abgegrenzt. Die Forderungen aus diesen allgemeinen Krankenhaus-
leistungen werden durch folgenden Buchungssatz im Jahresabschiuß benicksichtist:
Per Forderungen aus Liettrungen und
Leisrungen {KGr. 12)
an Erlöse aus Krankenhausleistunger
G<Gr. a0)
Patientin c, die seit dem 25. Dezember 1998 mit Kreisiaufbeschwerden auf der inne-
ren Medizin liegt, wird mit tagesgleichen Pflegesätzen abgerechnet. Für den Jahres-
abschluß i998 werden der Abteiiungspflegesatz der Inneren Medizin und der Basis-
pflegesatz jeweils für sieben Tage als Erlöse aus Krankenhausleistungen benicksich-
tigt sowie unter den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen ausgewiesen. Im
Jahr 1999 können i4 weitere Tage berechnet werden.
Mit Fallpauschalen'werden nach g 11 Abs. 1 i. v.m. $ 15 Abs. 1 Bpflv allgemeine
Krankenhausleistungen vergütet, die einen in Anlage 1 der Bpflv (Bundesw-eiter Fall-
pauschalen-Katalog fi.ir Krankenhäuser) bestimmten oder gemäß $ 16 Abs. 2 Bpflv
aufLandesebene vereinbarten Behandlungsfall betreffen. Die Berechnung von tages-
gleichen Pflegesätzen und Sonderentgelten ist ausgeschlossen, wenn die Abrechnung
einer Fallpauschaie möglich ist. Der Patient wird rucht nach tatsächlicher Liegedauer,
sondern pauschal abgerechnet. Maßgeblich ftir die Zuordnung zu einem mit der Fall-
pauschale abzurechnenden Behandlungsfall ist nach $ i4 Abs.4 Bpflv die Haupt-
diagnose für den Krankenhausaufenthalt oder eine entsprechende Diagnose. Eine
Failpauschalenleisrung lvird somit erst dam abrechnungsftihig, wenn der patienr enr-
lassen wurde und die Hauptdiagnose feststeht. Es wird von einer Realisierung der
Leistungsvergritung mit Abschluß der Behandlung des patienten ausgegangen. ürber-
lieger, die mit Fallpauschale abgerechnet werden, sind deshalb bilanzieil als unfenige
Leistungen auszuweisen. ÜTbersteigt die Verweildauer von Patienten aufgrund der mit
der Fallpauschale abzurechnenden Leistung die Grenzverweildauer, rverden gemäß
$ 14 Abs.7 BPflv für zusätzliche Tage der Basis- und der Abteiiungspflegesarz in
,A.nsatz gebracht. Die .{ngabe der Grenzverweildauer entspricht dem ersten zusätzlich
mit dem tagesgleichen Pflegesatz abrechenbaren Tag. Mit Erreichen der Grenzver-
weildauer wird die Fallpauschale abrechnungsfühig.
Eine Bewertung unfertiger Leistungen, die sich nur am Erlös für die Fallpauschale
orientiert, ist aul-grund es Grundsatzes des Verbotes des Ausweises nicht realisierter
Gewinne ($ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB) nicht zulässig. vielmehr müssen - wenn ermit-
telbar - die tatsächlichen Herstellungskosten bzw. ein den handelsrechtlichen Belver-
fungsgrundsätzen entsprecherdes schätz:terfahren zur Ermittlung des wertes der
Leistungen herangezogen werden. Bei letzterer variante ergibt sich der wert der un-
fenigen Leistungen zum Stichtag aus dem Produkt von verweildauer und durch-
schnittlichen Kosten je Tag auf der jeweiligen Station sowie, falls die operatron vor
dem Abschlußstichtag erbracht wurde. aus den operationskosten. während die Ko-
sten der operation aus dem entsprechenden sonderentgelt, vermindert um einen Ge-
winnabschlag, abgeleitet werden können, sollten die durchschnittlichen Kosten ie Tae
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auf der Station aus der Differenz zwischen <iem Fallpauschaienentgelt und dem Son-
derentgelt iür die Operation, jeweils um den Gewinnabschlag verringert, ermittelt
werden. Die so berechneten Hersiellungskosten sind mit dem niedrigeren beizulegen-
den llert zu vergleichen. Dieser wird im Hinblick auf den Grundsaz der verlustfreien
Bewerh-rng ierograd, durch ^A.bzug der bis zur Fertigstellung der Leistung noch an-
falienden Kosten vom voraussichtlich zu erzielenden Er1ös, ermittelt. Aufgrund des
strengen Niederstwertprinzipes gemäß g 4 Abs. 3 KHBV i. V. m. g 253 Abs. I und 3
HGB ist der niedrigere der beiden Werte anzusetzen.
Nach der Bewemrng der unfertigen Leistungen werden die Bestandsveränderungen
erfaßt. Eine Bestandsmehruns wird foleendermaßen gebucht:
Per Unflenige Leisrungen S.Gr. L0) an Bestandsveränderungen der unr'er-
|tgen Leisungen (KGr. 55)
Im Falle einer Bestandsminderung unferfiger Leistungen bucht Her R wie folgt:
Per Bestandsveränderungen der unfer- an Unfertige Lersrungen Q<Cr. 10)
tigen Leistungen (KGr. 55)
Nach Entlassung des Patienten im Folgejahr wird die Failpauschalenleistung abre-
chenbar. Foigende Buchung wird nach Erstellung der Abrechnung getätigl:
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Per Forderungen aus Lieferungel und
Leishrneen (KGr. 12)
an Erlöse aus Krankenhausieistungen
(KGr. , l0)
Eine offen-chirurgische Cholezystekomie muß ais Fallpauschale abgerechnet wer-
den. Die an Patientin B bisher erbrachren Leistungen sind zum Bilanzstichtag noch
nicht abrechenbar, weil B erst am 8. Januar 1999 entlassen wurde. Bei der Berveriung
der somit vorliegenden untertigen Leistung ist zu benicksichtigen. ciaß die Ga1-
ienoperation nach dem Biianzstichtag durchgeführt wurde. Die Erträge werden unter
den Bestandsveränderungen der unfenigen Leistungen erfaßt.
Auch eine offen-chirurgische Appendektomie wird als Fallpauschale abgerechnet.
Weil die Grenzverweildauer von 15 Tagen zum Bilanzstichtag aber bereits über-
schritten wurde, ist ab dem 2T.Dezembet 1998 für Patient A der Abteilungspflege-
satz der Chirurgre solvre der Basispflegesatz zu berücksichtigen. Die vollständig ab-
rechenbare Fallpauschale und die fi.ir frinfTage abrechenbaren tagesgleichen Pflege-
sätze sind unter den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen auszuweisen. Im
Jahr 1999 kann ein weiterer Tag mit tagesgleichen Pflegesätzen abgerechnet werden.
Gemäß $ 1i Abs. 2 BPflV wird mit Sonderentgelten in Teil der allgemeinen Kran-
kenhausleistungen flir einen bestimmten (Anlage 2 der BPflV - Bundesweiter Son-
derentgelt-Katalog ftir Krankenhäuser) oder nach $ l6 Abs. 2 BPfIV aufLandesebene
vereinbarten Leistungskomplex eines Behandlungsfalles vergütet. Sonderentgeite
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werden zusätzlich zu den Pllegesätzen oder 
_semäß S 14 Abs.6 Nr. 1 BPflV zusätz-
lich zu einer Failpauschale berechnet. Wird ein Sonderentgelt für eine operative
Leistung berechaet, ist der Abteiiungspflegesatz um 20 o,/o zu ermäßigen, weil mit
dem Sonderentgelt schon ein Teil der Pflegeleistr-rngen abgedeck wird. Vor dem Bi-
lanzstichtag erbrachte Leistungen, die mit Sonderentgelten abgerechnet werden, gel-
ten als abrechenbare Teilleistungen und sind deshalb unter den Forderungen aus Lie-
ferungen und I-eistungen zu aktivieren.
f) Auf der Grundlage der voraussichtlichen Leistungsstruktur und -entwicklung des
Krankenhauses wird für die entsprechenden Pflegesarzzeirräume das Budget zwi-
schen den Pflegesatzparteien vereinbart. fuIehrerlöse aus Pflegesätzen, die sich auf-
grund einer höheren als budgetierten Behandlungszahl von Patienten ergeben, r'er-
bleiben nach $ 12 Abs. :l BPflV nicht in vollem Umfang beim Krankenhaus. Berrägt
die Abweichung bis zu 5 % müssen 85 % der Meiuerlöse abgeftihrt werden, bei
Mehrerlösen über 5 96 hingegen 90%. Gemäß $ 11 Abs.8 BPflV werden 7526 der
im Geschäftsjahr erzielten Mehrerlöse aus Fallpauschalen und Sonderentgelten abge-
führt. Durch eine abweichende Belegung entstandene Mindererlöse aus Pflegesätzen
werden nach $ 12 Abs. ,1 BPflV zu 50 0,6 ausgeglichen. Ebenso ist mit Mindererlösen
aus Fallpauschalen und Sonderentgelten zu verfahren. Mit Ablauf des Pflegesatzzeit-
raumes entsteht somit eine Ausgieichsverpflichtung oder ein Ausgleichsanspruch. In
der Bilanz sind die Ansprüche bzw. Verpflichtungen aus diesen Ausgleichsbeträgen
unter den Forderungen oder Verbindlichkeiten nach dem Krankenhausfinanzierungs-
recht (mit,,davon"-Vermerk nach der BPfl! auszuwelsen.
Im vorliegenden Beispiel wurde das geplante Budget für Erlöse aus Pflegesätzen um
ca.4,2%o überschritten. Aus diesem Grund entsteht eine Ausgleichsverpflichtung in
Höhe von 85 % der Mehrerlöse aus Pflegesätzen. Bei Fallpauschalen und Sonderent-
gelten wurden ebenfalls Mekerlöse erzielt. Hiervon werden dem Ausgleichsposten
7j % der lvlehrerlöse zugeftihrt. Weil die abgegrenzten Enräge aus unfertigen Lei-
srunsen nicht als Eriöse aus Krankenhausleistungen verbucht werden und Failpau-
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Die Verpflichtung aus dem Ausgieichsbeti-ag wird foigendermaßen verbucht:
Per Erlöse aus Kianlcenhausleistungen
(KGr."t0)
an Verbindlichkeitnachdem DMi.055.263,02
Krankenhaus frnanzi erun gsrec ht
ß'Gr. is)
Die flir das Geschäftsjahr anfallenden Ausgleichsverpflichtungen gemäß BPflV ver-
mindern ciie Erlöse aus Krankenhausleistungen; Ausgieichsforderungen würden diese
erhöhen. Bei Minciererlösen erfolgt somit die Buchung der Ansprüche entsprechend:
Per Forderungen nach demKrarken-
haustinanzrerungsrecht (KGr. 15)
an Eliöse aus Krankenhausleistungen
(KGr.40)
g) Bei der derzeitigen Essenversorgung werden die Aufuendungen für das eigene
Personal unter dem Personaiaufirand ausgewiesen. im Personalaufuanii rverden u. a.
alle Geld- und Sachleistungen an gewerbliche Arbeitnehmer sowie ,A.ngesteilte erfaßt.
Die Art, Form und Bezeichnung der .\beit ist dabei unerhebiich. Nicht unter diesen
Posten fallen von anderen Unternehmen gestellte lvlitarbeiter. Den Aufuand für die
Gesteilung des Küchenchefs K verbucht i{en R unter dem Sammelposten Sonstige
betriebliche Aufuendungen; die Lebensminelbeschaffung f?ii1t unter die Äufwendun-
gen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe.
Die Essenversorgung durch das Lrnternehmen lvicsick bei der Altemative I wird ais
einheitliche Liet'erung und Leistung angesehen. Herr R verbucht die entsprechenden
Aufivendungen voilständig unter den Aufuenciungen für Roh-. Hills- und Beriebs-
stoffen, weil seines Erachtens der Materialanteil gegenüber ciem Leistungsanteil über-
wiegl.
Wenn Burger Ill den Zuschiag bekommen so11te (Alternative ID, rvird Herr R die
Aufuendungen fi.ir die Lebensmittel wie bei der derzeit praktizierten Variante unter
den Aufi.vendungen für R.oh-, Hilfs- und Berriebsstoffe sowie die Aufwendungen flir
das Fremdpersonal unter den Aufwen,jungen fiir bezogene Leistungen verbuchen.
Literaturhinrveise
B1DDE, W7LFGANG DIETER u..1.: Beck'scher Biianzkommentar, 4. Aufl., Ivlünchen
1999.
C&I DrurSCaZ, REVISION; Leitfaden für Jahresabschlüsse d r Krankenhäuser, Frank-
furt am N{ain i994.
GtStrZ ZUn StCAmrnVC WD STRUKTURzERBESSERWG DER GESEIZLICHEN KRANKEN'- 
vtnstCanaWC (GESWDHEITSSTRUKTRGESETz G_S_Q). 
_yom ?,1. Dezember 1992(BGBI. I S. 2266), zuletzt geändert durch 2. GKV-Neuordnungsgesetz vom
23.  Juni  1997 (BGBI.  I  S.  1520,  1530).
und B i I anzientn g der Kr anke n häus er
GISTIZ ZUR WRTSCHA-FTLICEEN SICHERL]NG DER Kf..4NKENHÄ'USER LI\D ZUR RZCI-
LLNG DER KRANKE]\'I]AL'SPFLEGESÄIZE (KRINKENHAUSFTNAAZIERTINGSGESETZ 
_
KHG). in der Fassung der Bekannmrachung vom 10. Apnl t99l (BGBt. I S. S-8Zr
zutem geänden durch Gesetze vom 16. Juru 1999 (BGBI. I S. 131 l. l j20).
HANDELSGESEzBUCH.(HGB), ugm !9. Mai 1897 (RGBI. s. 219), zuleta geändertdurch Gesetz zur Anderuns des Einftihrunossesätzes zur insolvenzordnüng und
anderer Gesetze lEGInsOAndG) vom 19. Deäeäber 1998 (BG-Bi iS. 3bjr.,.
LAND ESKR4NKENHAUSGE yETZ FüR DAS LAvD MECKTENB uRc-l/o Rp 1MMERN (Lsun ts-KR'4NKENHAUSGESETz - LKHG M-lr),.vory S.Dezember 1993 (GVoBl. s. sgo/ös
Y:Y^Sl, N-r,?1?^t)., zuleta geanderr durch 1. Ändc uo* jl. O.rö.rt.i tS9ä(GVOBI.  M-V S.  635) .
PURZER, KIRI/HAERTLE, RENATE Das Rechnungswesen der K-rankenhäuser, Hand-kommentar, Stuttgart u. a.,26. Ergänzungsiiedrung (März tsee;. --_---
STmTwcu'IITUT DES KR,INKENHAUSFACHAUSSCHUSSES (KHFÄ) DES INSTITUTS DERll4RTSC HAFTSP Rüp m t lD lV) : Einzelfiagen zur Krankenh;ur-S""üfi-rh*ngsver_
ordnung (KHBV), in: Die Wirtschaftspnifung, 52. Jg. (1999), S. 334_140.
VER)RDNUNG Üa\n oE RECHNWGS- LlND BUCHFÜHRNGSPFLICHTEN I,oN KR,INKEN-H Ä US E RN ( Kwurn xa,T us - B U C HF Ü HRLAI GSVE Ro RD Nw G _ KH E n . in- Jei F assun der Bekanntrnachung vom 24. \Ian l98l (BGBI. I S. 1045), zui"iä siä"ä"rt Jui;E
$S.J $ 3 Abs.4 Euro-Einfiihrungsgeseü vom 9. t"ri iböä--iedBl. f S. it4t;124e).
VT no an uwc Z Li R RE G E L wG D E R KRANKE NHA US P F L E GE SÄTZ E (B tTwn x T T u GE SÄ 7z-
fI9Py!7-^B!lLv).,y* l{ lepreqber 1ee4 (BGBI. r S.2750), zuleta ge_anoen ourcn Art.  b UKV-sohdantärssrärkungsgeserz vom ig. Dezember 1g-gg(BGBl .  I  S .  3853) .
